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Inſerate 


An unſere Leſer. 


Die vorige Nummer unſeres Blattes iſt wegen des 
Leitartikel, welcher unter dem Titel: „Eine neue taats⸗ 
anleibe“ die Anleiheforderung unſerer Regierun behan⸗ 
delte, mit Beſchlag belegt worden, noch ehe ein remplar 
derſelben zur Ausgabe gelangt war. Die Reihe von Feſt⸗ 
tagen, 1 ſich an den Tag der Ausgabe des Blattes 
sc ließ die Veranſtaltung einer neuen Ausgabe nicht 
thunlich erſcheinen, und ſo werden wir diesmal in der 
Wochenſchau das Weſentlichſte aus der vorigen Nummer 
wiederholen, um unſere Leſer auf dem Laufenden zu 
erhalten, und ebenfo werden wir in einer der nächſten 
Nummern des Blattes den Artikel: „Wie der Herzog 
Karl Eugen von Würtemberg mit ſeinen getreuen 
Ständen in Streit Ing. wieder zum Abdruck bringen. 
Was den Leitartikel ſelbſt anbelangt, ſo ſind wir aller⸗ 
dings nicht in der Lage, Bu unſeren Leſern mittheilen 
zu können. Da noch feine Verbreitung der mit Beſchlag 

elegten Nummern ſtattgefunden hatte, ſo iſt auch kein 

51 Verfahren eingeleitet worden, und ſo kann 
ie Strafbarkeit oder Strafloſigkeit der inkriminirten 
Stellen nicht feſtgeſtellt werden. Wir, die wir uns 
ſtets in aller und jeder Beziehnng bemüht haben, den 
beſtehenden Geſetzen zu gehorchen, wir waren überzeugt, 
durch jenen konfiszirten Artikel keinen Paragraphen der⸗ 
ſelben verletzt zu ane da dies aber dennoch geſchehen 
ſein ſoll, ſo verzichten wir ſelbſt auf eine Umarbeitung 
jenes Artikels, indem wir nicht wiſſen können, auf welche 
Weiſe wir unſere Anſicht ſcharf und deutlich ausdrücken 
ollen, ohne wiederum unſer Blatt der Gefahr einer 
Beſchlagnahme auszuſetzen. Wir begnügen uns damit, 
hier unſeren Leſern kurz den Inhalt des beanſtandeten 
Artikels anzugeben. 


Wir hatten verſucht, in jenem Artikel den Nachweis 
zu führen, daß unſere Volksvertreter der Regierung die 
Seforderte Anleihe von 10 Millionen zur Vermehrung 
unſerer Flotte und zur Anlage von 
bewiligen können, obgleich wir ſelbſt die Forderung von 
19 Mülltonen, deren Verwendung für bie nächſten ſechs 


riegshäfen nicht 


Jahre für diefe Zwecke in Ausſicht genommen iſt, eher 
für eine zu kleine, als für eine zu große Summe halten. 
Wir haben in dem Artikel unſere Anſicht dahin aus⸗ 
geſprochen, daß es nicht möglich ſei, vor einer Aenderung 
unjered geſammten Finanzſyſtems in dem Sinne, wie 
e8 die Anträge verlangen, welche die Budgetkommiſſion 
am Schluſſe ihres Vorberichtes geſtellt, und welche das 
Abgeordnetenhaus nach langen und eingehenden Dehatten 
zu den ſeinigen gemacht hat, Mehrausgaben, wie ſie zur 
Herſtellung einer Achtung gebietenden Preußischen Flotte 
nothwendig ſind, aus den laufenden Einnahmen zu be⸗ 
ſtreiten. Wir haben uns darauf eingehend mit den Gründen 
beſchäftigt, welche es nothwendig machen, den Verſuch, die 
e Summe durch eine Anleihe aufzubringen, abs 
zulehnen. Wir haben gezeigt, wie es in finanzieller Hinſicht 
nicht thunlich iſt, vor einer Aenderung unſerer jetzigen 
Finanzverwaltung neue Anleihen aufzunehmen, und wir 
haben die Gründe auseinandergeſetzt, welche in politiſcher 
Hinſicht dagegen ſprechen, dem jetzigen Miniſterium eine 
Anleihe zu bewilligen. 

Dies iſt in kurzen Worten das Skelett des Artikels, 
der Anlaß zu der Beſchlagnahme unſerer vorigen Nummer 
egeben hat. Unſere Leſer erlaſſen es uns natürlich, 
ier dieſes Skelett zu vervollſtändigen, den Rahmen aus⸗ 
zufüllen, welchen wir gegeben haben. Wir haben oben 
auseinandergeſetzt, wie wir alsdann fürchten müßten, 
dadurch auch dieſer Nummer daſſelbe Schickſal zu be⸗ 
reiten, welche der vorigen geworden iſt. Solches wollen 
wir aber vermeiden, da wir einerfeits beſtrebt find, 
unſeren Leſern unſer Blatt möglichſt regelmäßig und 
ohne Unterbrechung zukommen zu laſſen und da wir es 
andererſeits für unſere Pflicht halten, auf jede Weiſe 
einen Zuſammenſtoß mit dem Strafgeſetz zu vermeiden. 
Wir thun dies nicht etwa, weil wir die nicht eben durch 
Milde ausgezeichneten Strafmaaße deſſelben fürchten, 
ſondern hauptſächlich deshalb, weil wir es für die 
Pflicht eines jeden Bürgers anſehen, die be⸗ 
ſtehenden Geſetze zu achten, möge er mit den Beſtim⸗ 
mungen derſelben auch noch ſo wenig einverſtanden ſein. 


Polttiſche Wochenſchan. 

Preußen. Das Abgeordnetenhaus iſt am 8. d. M. auf 
zehn Tage geſchloſſen worden, nachdem es ſich in den letzten 
Sitzungen noch hauptſächlich mit den häufigen Nichtbeſtätigun⸗ 

en von ſtädtiſchen Beamten und mit einem Theile des Staats⸗ 
bee an beſchäftigt hatte. In Bezug auf letzteres 
eben wir nur hervor, daß das Abgeordnetenhaus wiederum, 
wie auch in früheren Jahren, die Summe von 30,000 Thlr. 
geſtrichen hat, welche die Regierung für die Preſſe verwenden 
will. Ob die Regierung dieſe Summe nun auch wirklich nicht 
verwenden wird, das glauben wir kaum, da ſie bis jetzt trotz 
der Streichung ſtets ausgegeben wurde. 

Es iſt jetzt der Kommiſſionsbericht über die Mili- 
tärvorlage erſchienen, und theilen wir nachſtehend daraus 
das Weſentlichſte mit. Der Berichterſtatter, Abgeordneter 
Gneiſt, ſtellt am Eingange ſeines 58 fünf Punkte als 
die Hauptdifferenzpunkte zwiſchen der Regierung und der 
Mehrheit des Abgeordnetenhauſes hin. Es ſind dies 1) Der 
Präſenzſtand des ſtehenden Heeres: zur Zeit der Emanatfon 
der Verfaſſung betrug derſelbe: 131,000 Mann, im Jahre 
1858: 151,000 Mann, jetzt nach der Reorganiſation 221,000 
Mann. 2) Die Zahl der Kadres: nach den früheren 
Einrichtungen 126 Bataillone Infanterie, 132 Schwadronen 
Kavallerie, — jetzt nach der Reorganiſation 243 Bataillone 
Infanterie, 200 Schwadronen Kavallerie, zu welchen noch 
24 Schwadronen kommen ſollen. 3) Die Stellung der 
Landwehr. Die Landwehr erſten Aufgebots ſollte nach den 
beſtehenden Geſetzen die gleiche Stärke Haben mit dem ftehen- 
den Heere, in korreſpondirenden Kadres; die jetzige Landwehr 
nach der Reorganiſation beſteht noch aus 117 Bataillonen 
in reduzirter Formation und aus den Stämmen von 12 Land⸗ 
wehr⸗Kavallerie⸗Regimentern. 4) Die Dauer der Dienſt⸗ 
zeit im ſtehenden Heere, welche von 5 auf 7 Jahre 
zum Zwecke der Reorganiſation verlängert werden ſoll. 
5) Die Präſenzzeit bei den Fahnen, welche nach 
allen dieſen Erweiterungen unverändert volle drei Jahre 
dauern und fortan unbedingt gleichmäßig durchgeführt 
werden ſoll. — Am Schluſſe der Debatte wurde das 
Reſultat dahin reſümirt: „Das Bedürfniß einer Verſtändi⸗ 

ung ſei faſt von allen Seiten anerkannt. Für das Haus 
fei es aber unmöglich, die Initiative zu pofitiven Organiſa⸗ 
tionsvorſchlägen zu ergreifen. Werde dies dem Hauſe wirk⸗ 
lich zugemuthet, abe dere; ſollten etwa von hier aus Vor⸗ 
belege über Zahl und Stärke der Kadres der einzelnen Trup⸗ 
pentheile gemacht werden, ſo ſei dazu die Kommiſſion in 
ihrer Zuſammenſetzung eben ſo wenig geeignet, wie das Haus. 
Jede darauf gerichtete Anmuthung ſei nur eine feinere Form 
der Ablehnung eines Vergleichs. Die Differenzpunkte der 
Reorganiſation ſtellen ſich hiernach dahin: 1) Für die Frie- 
densſtärke der Armee lehnt es die Staatsregierung ab, 
eine beſtimmte Zahl zu nennen; in jedem Falle will ſie keine 
geringere als die gegenwärtige. 2) Die gegenwärtige Zahl 
und Stärke der einzelnen Kadres iſt nach den Auf⸗ 
faſſungen der Staatsregierung aus militäriſch⸗techniſchen 
Gründen nothwendig und nicht abzuändern. 3) Die jetzige 
Stellung der Landwehr und ihr Verhältniß zur ftehen« 
den Armee ſoll unverändert bleiben. 4) Die Staats. Regie⸗ 
rung ſieht die ſiebenjährige Dienſtzeit als nothwendig 
für die reorganiſirte Armee an, und will auch ohne Geſetz 
bei künftigen Mobilmachungen nach ihrer Auslegung des § 15 des 
Geſetzes vom 3. September 1814 die jüngeren Jahrgänge der 
Landwehr nach Bedürfniß heranziehen. 5) Die Dre jährige 
Dienftzeit bei den Fahnen wird feſtgehalten. Wenn 
ſich auch die Staatsregierung vorbehält, 15 päteren Erfah⸗ 
rungen auf die Frage zurückzukommen, jo wird doch fetzt für 


ei ——— — —— — 
den Erlaß dieſes Geſetzes jede Verkürzung der Dienſtzei 
gelehnt. Ein e Bde wurde Bingugefügt, kauen 15 
möglich eine Vertagung des Streites genannt werden, es fei 
vielmehr die ag des Rechts der Landesvertretun 
Kürzer ausgedrückt: Die Staatsregierung habe zwar den auf. 
richtigen Wunſch ausgeſprochen, dem Haufe mit verſöhnenden 
Schritten entgegen zu kommen, aber ſie könne keinen 
Mann von der 3a der jetzigen Kadres, kein Jahr 
von der ſiebenjährigen Dienſtzeit, keinen Tag 
von der dreijährigen Fahnendienſtzeit entbehren 
ſondern biete nichts Neues, als eine Nei rforberang 
von 1,652,781 Thalern im Militärbudget und 
eine Ausfiht auf weitere Vermehrung der Linien⸗Kavallerie. 
Das gegenwärtige Geſetz würde a jede Maßbeſtimmung 
des ſtehenden Heeres nur die geſammten waffenpfli tigen 
Mannſchaften der Kriegsverwaltung zu ſiebenjährigem Dienft 
zur Dispoſition ſtellen, übrigens es als a der Exekutive 
der jetzigen wie jeder künftigen Regierung überlaſſen, daraus 
eine beliebige Jahl von Kadres und eine unbegränzte Frie⸗ 
densſtärke der Armee zu bilden. — Das Reſultat der Spe⸗ 
ial.Diskuſſion war die Ablehnung des vorgelegten Geſetz⸗ 
ntwurfes. 

Die Motive zu dem Geſetzentwurf, betreffe 
den außerordentlichen ah für die Maine 
Verwaltung, ſowie der Plan zur Erweiterung der 
Preußiſchen Kriegsmarine ſind jetzt im Druck erſchienen. 
Wir 1 70 nachſtehend unſeren Leſern das Weſentlichſte aus 
den Motiven und aus dem Plan mit. „Es kann, ſo heißt 
es in den Motiven, „nicht die Abſicht ſein, dieſen Plan 55 
durch Geſetz mit der Wirkung feitzuftellen, daß die Staats⸗ 
regierung die darin vorgeſehenen Maßnahmen unter allen 
Umſtänden und in einer beſtimmten Zeitfrift auszuführen 
verpflichtet wäre. Denn die Schiffbautechnik it. wie die Er ⸗ 
fahrungen der letzten Jahre ergeben haben, mit den au 
dieſem Gebiete vorliegenden Fragen noch nicht zum Aüſcuß 
ahr es werden alſo auch, nach Maßgabe weiterer Er⸗ 
ahrungen, entſprechende Modifikationen des Flottenplanes 
vorbehalten bleiben müſſen. Außerdem würde auch die Staats 
regierung nicht auf eine Reihe von Jahren im Voraus eine 
Verpflichtung hinſichtlich der Disponibelſtellung der erforder⸗ 
lichen Geldmittel übernehmen können. Vielmehr muß die 
vollſtändige Ausführung des Flottenplanes, ſowie die Periode 
feiner Realiſirung von den finanziellen Verhältniſſen abhängig 
emacht und die für die einzelnen Jahre aufzubringenden 

eträge müſſen jedesmal in die Etatsentwürfe der betreffenden 
Jahre aufgenommen werden.“ Es werden aber jetzt nicht die 
Mittel 0 welche zur an des ganzen 
Planes, nach welchem allein die Schiffe 34,593,500 Thlr. 
koſten ſollen, nöthig find, ſondern es beſteht der Zweck der 
Vorlegung des Planes darin, „daß denjenigen Anforderungen 
für die Marine, mit welchen die Staatsregierung gegenwärtig 
hervortreten zu müſſen glaubt, eine rechtfertigende Grundlage 
gewährt werde. Diejenigen Bedürfniſſe, welche als die drin⸗ 
endſien anzusehen find, beſtehen in der ſchleunigen Her. 
ſtellung eſicherter Hafenetabliſſements mit allen 
für die zweckmäßige Unterbringung und Herſtellung des Flotten · 
materials nöthigen Einrichtungen, ſowie in der Verſtärkung 
der Flotte in dem Umfange, daß Preußens und Deutſch⸗ 
lands Küſten und Handel den Angriffen ſonſt 
ſchwächerer Gegner zur See nicht ferner ſchußzlos 
a egeben ſeien. Zu dem Zwecke muß einerſeits der 
adehafen kräftig fortgebaut und befeſtigt, andererſeits aber 
auch auf die Ich eu Herſtellung eines tüchtigen Kriegs ⸗ 
hafens in der Oſtſee Bedacht genommen werden. Außerdem 
iſt, neben dem Fortbau hölzerner Schiffe, die ſchleunige Be- 


a erfregatten eine unerläßliche Nothwendig- 
ke i Die enter Erfahrungen bie abi 
Dringlichkeit der Beſchaffung ſchwerer Gejgüge von Gubftahl 
in Stelle der jetzt vorhandenen von Gußeiſen ergeben. Was 
die Anlegung eines Kriegshafens in der prnßſſthen Oſtſee⸗ 
küſte 1 5 ſo kann hierauf vorläufig verzichtet werden, 
weil Preußen gegenwärtig im Beſitze eines trefflichen Hafens 
in der Shiiee iſt, in welchem fih ein für die Zwecke der 
preußiſchen Flotte geeignetes Marine⸗Etabliſſement ohne be⸗ 
deutenden Zeitverluſt herftellen läßt. Nach den angeſtellten 
Unterſuchungen eignet ſich die Friedrichs ort zunächſt liegende 
Bucht des Kieler Hafens ee zu einer Flotten ⸗ 
ſtation, da abgeſehen von günftigen Waſſerverhältniſſen, das 
an dem Ufer anzulegende Clabliſſement einem Bombardement 
von der Seeſeite entzogen, auch gegen ein ſolches von der 
Landſeite mit verhältnißmäßig geringen Koſten ſichergeſtellt 
werden kann. Dies Marine⸗Etabliſſement wird den größten 
Theil des ziemlich geraden Strandes zwiſchen Friedricheort 
und den Voßbrocker Hügeln bei Holtenau einnehmen. Die 
Geſammtkoſten der 129 der Hafen ⸗Etabliſſements bei 
Friedrichsort find auf 6,150,000 Thlr. veranſchlagt und „muß 
mit dem Bau ogleich vorgegangen werden, weil die Wehr ⸗ 
haftigkeit Preußens zur See die Beſchleunigung des Baues 
einiger Dangerfregatten, als Kern der eigentlichen Schlacht⸗ 
flotte, unumgän ic erforderlich macht, ie dieſe aber, außer 
einem hinlänglich fen und ſicheren Hafen, das Vorhanden ⸗ 
fein von Trockendocks und Reparaturwerkſtätten ꝛc. unerläß, 
lich ift.“ Die Koften des vollſtändigen Ausbaues des Hafens 
im Jadebuſen ſind auf 10,900,000 Thlr. veranſchlagt. — 
Nach Ausführung des ganzen Planes ſoll die Flotte aus 
10 Panzerfregatten, 10 Panzerbatterien Guppelſyſtem), zur 
Vertheidigung befeſtigter Küften und Häfen, 8 gedeckten 
Schraubenkorvetten von 28, 6 Glattdecks⸗Korvetten von 17 
Kanonen zum überſeeiſchen Handelsſchutze, 6 Dampfaviſos 
; Beobachtung des Feindes und zum 7 be⸗ 
Heben, wodurch „die preußiſche Marine in den Stand 
21781 wird, den Angriff auf eine Seemacht zweiten 

anges zu übernehmen.“ Vorläufig iſt aber neben 
den Hafenbanten nur der Bau von 2 1 und 
„die Beſchaffung ſchwerer Gußſtahlgeſchütze in Ausſicht genom⸗ 
men. Beier ift den Motiven und dem Plan der Ent- 
wurf eines Marineetats, welcher die ordentlichen jährlichen 

Ausgaben 15000 Marine nach vollſtändiger Ausführung des 

Planes auf 5,000,000 Thlr. lt 

Die Kammer wird nicht nur bei Berathung ber Marine» 
vorlage Gele HE finden, ſich mit der fhleswig-holftein’ichen 

Frage zu beſchäftigen, ſondern die Regierung wird auch dieſe 

Frage direkt dadurch an das Abgeordnetenhaus bringen, daß 

ſie demſelben die Rechnungen über die Koſten des vorjährigen 

elde vorlegt. 
urz vor dem Beginn der Ferien, am 7. April hat das 
Abgeordnetenhaus eines ſeiner hervorragendſten Mitglieder, 
den Handelskammerpräſidenten a. D., Friedrich Ludwig 
von Rönne, verloren. Derſelbe ſtarb im 67. Jahre an 
den Folgen einer Erkältung, welche er ſich in dem ſchlecht ven ⸗ 
tilirten und doch ſo ſehr zugigen Raume des Abgeordneten⸗ 
hauſes zugezogen hatte. Er war einer der Führer der Fort⸗ 
ſchrittspartel, und ſein Verluſt wird ſowohl von feinen Kolle⸗ 
gen, wie von ſeinen übrigen Freunden und Parteigenoſſen 
auf das ſchmerzicchſte empfunden. 
Mit der Errichtung einer Flottenſtation in der Kieler 
Bucht macht die Regierung übrigens, wie es ſcheint, vollen 


Die für gewöhnlich in Danzig verſammelten e 
find nach Kiel kommandirt. Ob die angezeigte Ankun 
zweier öfterreichiſchen Kriegsſchiffe in Kiel einen Einfluß auf 


diefes Vorgehen ausüben wird oder nicht, wird ſich mit 
Nächſtem zeigen. 

Die angekündigte Entfernung des Grafen Manteuffel 
von ſeinem Poſten als Chef des Militairkabinets wird vor⸗ 
aus ſichtlich ohne allen Einfluß auf den Gang unſerer inneren 
Verhältniſſe bleiben. Dagegen glaubt man ee zu 
können, daß mit ſeiner Enkfernung aus der nächſten Um⸗ 

ebung des Königs das Bündniß mit Oeſterreich eine feiner 
auptſtützen verlieren wird. REN 

Sn Inſterburg hat ein eigenthümlicher Konflikt zwiſchen 
der Polizeibehörde und dem Gerichte ſtattgefunden. Dort 
ſtanden vier, eines Mordes angeklagte Polen vor Gericht. 
Schon während der Verhandlung hatte der Staatsanwalt 
mitgetheilt, bei 99915 Freiſprechung würden dieſelben ver⸗ 
haftet werden, um auf Grund des Kartellvertrages an Ruß. 
land ausgeliefert zu werden. Nach erfolgter Hreiſprechung 
ſollten die Polen im Gerichtsſaal durch Gendarmen verhaftet 
werden. Der Präſident des Gerichtshofes proteſtirte jedoch 
dagegen, und in dem entſtehenden Tumulte gelang es den 
vier Polen, ſich durch die Flucht zu retten, und ſich ſo den 
Vergnügungen einer Reiſe nach Sibirien zu entziehen. 

n Berlin iſt am 18. der Grundſtein zu einem Denkmal 
für den ſchleswig⸗holſteinſchen Feldzug des vorigen Jahres 

elegt worden. Die Feierlichkeit, zu welcher Abgeordnete aller 
egimenter, welche den Feldzug mitgemacht hatten, ein⸗ 
getroffen waren, trug einen ausſchließlich militäriſchen Charakter. 

Schleswig⸗Holſtein. Die Gerüchte, als ob Preußen von 
Neuem mit dem Herzog von Auguſtenburg verhandele, werden 
zwar von verſchiedenen Seiten ganz entſchieden in Abrede 
geſtellt, aber man ſcheint im Lager der Mittelftanten doch 
an dieſelben zu glauben. Man fürchtet, daß der Herzog 
ſchließlich doch, ſtatt ſich auf die Verſprechungen der Kabinette, 
welche mit feiner Unterſtützung kokettiren, zu verlaſſen, lieber 
direkt mit der t lh Regierung unterhandelt, und der⸗ 
ſelben das zugeſteht, was ſie im Intereſſe Deutſchlands fordern 
muß. Auf mehr wird man allerdings nicht rechnen können. 
Der Jahrestag der Einnahme der Düppeler Schanzen 
iſt in den i a allenthalben feſtlich begangen worden. 

Naſſau. Die ultramontane Partei hat es den belgiſchen 
Ultramontanen nachgemacht, und verſucht, die Kammer durch 
Nichterſcheinen in den Sitzungen beſchlußunfähig zu machen. 
Den Verlegenheiten, welche dadurch entſtehen, hat die Re⸗ 
glerung fürs erſte dadurch ein Ende gemacht, daß fie den 

andtag bis zum 19. d. M. vertagt hat; wie er nach dem 
Zuſammentritt gehen wird, iſt ſchwer vorauszuſagen. ahr⸗ 
ſcheinlich hofft die ultramontane Partei auf eine Auflöſung 
der Kammer, um alsdann bei den Neuwahlen, von der Re⸗ 
gierung unterftüßt, die Majorität zu erlangen. Der Hinblick 
auf Belgien ſollte die Herren aber doch eines Beſſeren be⸗ 
lehren; dort iſt bei den Neuwahlen, welche in Folge des Be⸗ 
nehmens der Ultramontanen eintreten mußten, die liberale. 
Majorität bedeutend verſtärkt aus dem Wahlkampfe hervor⸗ 
gesungen. — Der Herzog, deſſen treuefte Stützen zu ſein, 
jene Herren gewöhnlich vorgeben, hat übrigens einer Depu⸗ 
tation der ultramontanen Partei gegenüber, welche ihr Fort. 
bleiben aus der Kammer bei ihm entſchuldigen wollte, dieſes 
Verfahren auf das entſchiedenſte gemiß billigt. 

Baden. Die Regierung will dem Landtage eine Vor⸗ 
lage machen, nach welcher im laufenden Jahre 200,000 Fl. 
auf die Verbeſſerung der Segal der Schullehrer verwen- 
det werden ſollen. Nach Verhältniß der Einwohnerzahl wür⸗ 
den in Preußen, um ein Gleiches zu thun, etwa 1% Mil · 
lionen Thlr. zu dieſem Zwecke ausgeſetzt werden müſſen. 

Württemberg. Es iſt wa e den Sold der Soldaten 


und der Unteroffiziere um 3, reſp. 4 Kreuzer täglich zu erhöhen. 


Bahern. Der König 115 beſchloſſen, dem Landtage einen 
pelleſcher Be vorzulegen, durch welchen ſämmtlichen wegen 
olitiſcher Vergehen und Verbrechen Verurtheilten vollſtändige 
mneſtie ertheilt werden fol. Dieſe Maßregel bezieht fi 
vorzüglich auf Diejenigen, welche noch wegen der Vorgänge 
im Jahre 1848 und 1849 fern vom Vaterlande in der Ver⸗ 
bannung leben. Allerdings ſind ſeit jener Zeit 17 Jahre 
verfloſſen, und ſo manchen Flüchtling deckt der kühle Raten 
in fremdem Lande, aber dem Lebenden kommt die Erlaubniß 
zur Heimkehr in's Vaterland niemals zu ſpät. Deßhalb be⸗ 
grüßen wir dieſen Schritt des jungen Königs mit Freuden. 


Oeſterreich. In Wien hat die Aeußerung, welche Herr 
von Roon bei Einbringung der Marinevorlage in Be a 
den Hafen von Kiel gethan hat, einen ſehr ſtarken Eindruck 
gemacht, und ſoll man von dort aus bereits eine Anfrage, 
wie dieſe Aeußerun emeint ſei, nach Berlin gerichtet haben. 
Oeſterreich fühlt ich als „Mitbeſitzer“ der ee ee 
und proteſtirt gegen jeden Schritt, der Preußen ein Ueber⸗ 
gemiht in denſel en verſchaffen könnte. Man ſieht, die un- 
bequemen Folgen des Bündniſſes mit Oeſterreich, welche die 
liberale Partei von Anfang an vorhergeſagt hat, machen ſich 
ſchon jetzt für Preußen geltend. 

In den letzten Tagen ſind vielfach Gerüchte aufgetreten, 
daß die Regierung das Abgeordnetenhaus auflösen werde. 
Dieſe Gerüchte werden von den Abgeordneten ſelbſt ſehr 
glaubhaft befunden. Der Grund ſoll ſein, daß die Re⸗ 
gierung die jetzt mit dem Finanzausſchuß eingeleiteten Ver⸗ 
handlungen über das Budget nicht fortſetzen könne, ohne ſich, 
oder wie ſie es ausdrückt, ohne die Finanzen des Reiches 
ſchwer zu kompromittiren. 

Die Gerüchte, daß der umgarifche Landtag zujfammen- 
treten jo, erhalten jetzt eine gewiſſe Beftäti, 175 doch ſoll 
die Regierung erſt die Berufung zum Herbſt eabſichtigen. 


Frankreich. Bei den Adreßdebatten iſt die liberale Partei 
trotz der eindringlichſten und überzeugendſten Reden bei allen 
Abſtimmungen in der Minorität geblieben. Der Kaiſer hat 
in ſeiner Antwort geſagt, das Volk fürchte mehr den Miß⸗ 
brauch der Freiheit als den Mißbrauch der Regierung sgewalt. 
Ob's die Franzoſen ihm glauben? 


Italien. Die Regierung hat die Staatseiſenbahnen an 
das Haus Rothſchild verkauft. Für den Bau der Eiſen⸗ 
bahnen hatte die Regierung große Anleihen kontrahirt, und 
ſie bekam dieſe Anleihen, weil ſie zu produktiven Zwecken 
verwendet werden ſollten, durch welche nicht blos das Staats⸗ 
vermögen um den Werth der Anleihe, ſondern auch das 
Staatseinkommen um ſo viel vermehrt werden würde, als 
die Zinſen der Anleihe betragen. Jetzt verkauft nun die 
Regierung die mit dieſen Anlehen gebauten Eiſenbahnen, 
ohne darum dieſe Anlehen ſelbſt aus dem Erlös zurückzuzahlen. 
Sie folgt darin nur dem Beiſpiele, das Oeſterreich ſchon vor 
acht Jahren gegeben hat. Im Privatleben kommt dies 
Finanzmanöver häufig bei leichtſinnigen Leuten vor, die ſich 
nützliche oder nothwendige Gegenſtände, wie Kleider, Bücher 
u. ſ. w. auf Kredit entnehmen, um ſie dann zu verkaufen, 
aber nicht um den Erlös zur ale derſelben, ſondern 
zu anderen Zwecken zu verwenden. Die Regierung hat auch, 
gerade ſo wie jene leichtſinnigen jungen Leute, beträchtlich 
weniger für die Eiſenbahnen bekommen, als ſie ſelbſt noch 
dafür ſchuldig iſt. Um dieſe Operation übrigens möglich zu 
machen, hat die Regierung in dem Vertrage, in a ſe 
das urſprüngliche en kontrahirt hat, erſt noch 
eine Lücke entdecken müſſen. Nach dem Vertrage nämlich 
muß die Regierung, wenn ſie die Eiſenbahnen ſpäter an eine 


Privatgeſellſchaft verkaufen ſollte, die Inhaber der Schuld⸗ 
obligationen mit der entſprechenden Summe von Eiſenbahn⸗ 


aktien bezahlen. Die Gläubiger wollten alſo unter allen 


Umſtänden ihre Hypotheken ſicher behalten. Jetzt entdeckt 
die Regierung die Lücke in dem Vertrage, daß Rothſchild 
und Genoſſen keine Aktien ausgeben werden und hält damit 
ihre eingegangene Verpflichtung für erledigt. Die Gläubiger 
ſchreien natürlich über Betrug, aber die Kammer hat dieſe 
Lückentheorie genehmigt. 

Nordamer'ka. Nach langen, e Kämpfen darf man 
jetzt endlich den Kampf, welchen die Nordſtaaten zur Unter- 
drückung der ſüdſtaatlichen Rebellion geführt haben, als be⸗ 
endet anſehen. Richmond, die Hauptſtadt der Rebellen, 
und Petersburg ſind nach einer dreitägigen Schlacht, bei 
welcher die Rebellenarmee 40,000 Mann verloren hat, in 
die u der nordſtaatlichen Truppen gefallen. Und als 
ein Wahrzeichen für die Zukunft darf es betrachtet werden, 
daß es Negerregimenter waren, welche als die erſten in die 
Hauptſtadt derer eindrangen, welche für die Aufrechthaltung 
der Sklaverei einen Verzweiflungskampf kämpften, daß es 
ſchwarze Hände waren, welche das Sternenbanner auf die 
Wälle von Richmond pflanzten. Für uns aber mag es ai 
als ein Zeichen dienen, wie der deutſche Name und he 
Einfluß immer mächtiger wird in Nordamerika, daß es ein 
Deutſcher, der General Weitzel war, der die erſten ſiegenden 
Truppen hineinführte in Richmond. Der 3. April, der Tag 
jenes Sieges, hat hoffentlich den häßlichen Fleck der Sklaverei, 
welcher das Sternenbanner verunreinigte, für immer fort⸗ 
gewaſchen. 

Einen recht deutlichen Beweis für das Streben der 
Neger, in keiner Weiſe hinter ihren weißen Mitbürgern zu 
rücken hen, liefert der Umſtand, daß wenige, Wochen nach⸗ 
dem Charlestown in die Hände der nordftaatli en Trup⸗ 
pen fiel, dort ſchon hundert Negerſchulen errichtet waren, 
in denen dieſelben die Kenntniſſe ſich aneignen wollen, deren 
Erlernen ihnen unter dem Druck der Sklaverei verſagt war. 


Die Weltgeschichte iſ das Weltzericht. 


Der Ausſpruch, mit welchem wir nachſtehende Betrach- 
tung überſchrieben haben, ſtammt zwar aus neuerer Zeit; er 
a aber nichtsdeſtoweniger von jeher im Bewußtſein der 

enſchen lebendig geweſen und aus dieſem Umſtande find 
die unzähligen Verſuche von Geſchichtsfälſchung zu erklären, 
welchen derjenige begegnet, der ſich mit der Ges 1 9 0 
ſchaft beſchäftigt. Die Mächtigen der Erde, welchen ihr Ge. 
wiſſen nur zu oft ſagen mußte, daß ihre Thaten ſchlecht be⸗ 
ſtehen würden vor dem Richterſtuhle der Nachwelt, haben es 
nicht an Verſuchen fehlen laſſen, die kommenden Geſchlechter 
über ihr Leben zu täuſchen und wie bei allen üblen Dingen, 
haben ſie auch hierbei ſtets geſchäftige 19 ershelfer gefunden. 
Ja, nicht ſelten hat es ſich gefügt, daß ſich ſelbſt noch nach 

underten und Tauſenden von Jahren Männer gefunden 
haben, welche ſie theils aus Sonderbarkeit, theils aus gewinn⸗ 


ſüchtigem Intereſſe in dem frevelhaften Beſtreben, das welt ⸗ 


eſchichtliche Gericht irre zu führen unterſtützten. Aus letzte. 

be Grunde alen aus perſönlichem Intereſſe iſt der neuſte 
Verſuch der Geſchichtsfälſchung zu erklären, welchen der ge- 
genwärtige Kaiſer der n e durch ſeine Geſchichte des 
Julius Cäſar unternommen hat. 


Der große britiſche Dichter William Shakespeare ſchil⸗ 


dert in einem feiner erſchütternden Trauerſpiele die Herrſch⸗ 
ſucht einer Frau, welche ihren Gatten bewegt, den bei ihmen 
als Gaſt weilenden König zu ermorden und deſſen Krorce an 
ſich zu reißen. Als aber ihr Ziel erreicht i und ſie als 
Hierzu eine Beilage. 


B er 
5 ret 


er 


Republik beſchworen hatte, 


Feihelteftebende Jugend von 


Beilage zu Nr. 16. der „Verfaſſung“ am 22. April 1865. 


Königin herrſcht, da ergreift fie die Gewiffensangft. Am 
Take zwar weiß fie ſich zu beherrſchen, aber in der Stille 
der Nacht, unter deren ſchützendem Schleier der graufe Mord 
verübt worden, da ſpringt fie auf vom Lager und wandelt 
im Schlaf klagend durch die fürſtlichen Hallen. Ein bluti⸗ 
Fleck ſcheint ihre kleine, weiße Hand zu entſtellen. Sie 
fie mit köſtlichen Salben, aber fie wird nicht rein. 

Aehnlich geht es dem jetzigen Kaiſer der Franzoſen. 

Tauſende ließ er niederkarkätſchen und mehr als zwan⸗ 
Wee freie Menſchen wurden durch ihn und ſeine Hel⸗ 


chleppt, we fi 


e anzoſe, welcher die Verfaffung der franzöſiſchen 
re 0 diet felerichen Eid breche 
und ſich zum Alleinherrſcher von Frankreich mache. So il 
er auf den Thron Frankreichs gelangt. Aber ſeine Hand iſt 
blutig und wird nicht rein. Wenn auch alle ſeine Höflinge 
thun, als ob fie es nicht ſähen, die Welt weiß es doch und 
er kann es ſich felbſt nicht einreden, daß es Niemand wife. 
Darum fucht er ſich rein zu waſchen durch die Geſchichte und 
ſchreibt das Leben eines Mannes, der vor faſt e e 
Jahren ebenſo gehandelt und auf demſelben blutigen Wege 
zur Alleinherrſchaft gelangt iſt, wie er ſelbſt in unſeren Ta⸗ 
gen. Freilich haben die römiſchen Republikaner ihre Freiheit 
noch tapferer vertheidigt als die franzöſiſchen. Ehe Cäſar 
zur Herrſchaft gelangte, mußte er af in allen Ländern des 
römiſchen Gebietes blutige Kriege führen und kam in den 
verſchiedenen Schlachten unzählige Male ſelbſt in die geübte 
Gefahr, während der heutige Kaifer der Franzoſen ruhig in 
i Zimmer am Kamin ſaß, während ſeine Söldner die 
Paris mit Kartätſchen nieder⸗ 
ſchmetterten. Nichts deſtoweniger iſt die Aehnlichkeit zwiſchen 
dem alten römiſchen und dem neuen franzöſiſchen Kaiſer groß 
mug, fo daß für dieſen der Verſuch nahe lag, in der Ver⸗ 
ane jenes ſeine eigene Rechtfertigung zu finden. Seit 
ahren hörte man denn auch, daß der Kaiſer Napoleon an 
der Lebensbeſchreibung Julius Cäfar's arbeite. Die franzö⸗ 
fiſchen Zeitungen wußten nicht genug zu erzählen von den 
Vorarbeiten zu dieſem Geſchichtswerke; wie man ſagt, ſollen 
dieſelben 1½ Millionen Thaler gekoſtet haben. Endlich iſt 
vor einigen Wochen der erſte Band des lange angekündigten 
Werkes erſchienen. 

Wir wollen es dem gekrönten Schriftſteller nicht zum 
Vorwurf machen, daß in bidlem erften Bande feines Werkes 
nichts Neues enthalten ift, denn über einen fo gründlich nach 
allen Richtungen In erforſchten Gegenſtand läßt ſich eben 
nicht leicht etwas Neues ſagen. Wir erkennen vielmehr an, 
daß das Buch überſichtlich geordnet iſt und in mancher Be⸗ 


ziehung gelungene Schilderungen des alten Staats⸗ und Er⸗ 


werbslebens enthält. Um ſo ernſter müſſen wir aber Ein⸗ 
ſpruch erheben wider die Fälſchung der Geſchichte, durch welche 
er den dier den Unterdrücker der römiſchen Freiheit zu einem 
A es Menſchengeſchlechts zu ſtempeln verſucht. 

, A ſagt Napoleon in der Vorrede, „das ich 
mir bei Burschen dieſer Geſchichte ſetzte, iſt, zu beweiſen, 
daß die Vorſehung, wenn fie Männer wie Cäſar, Karl den 
Großen, Napoleon hervorbringt, damit den Völkern die Bahn, 
welche fie verfolgen follen, vorzeichnen, mit dem Gepräge 
ihres Genies die neue Aera bezeichnen, und in wenigen Fah. 
ren die Arbeit von Sehrjunderten vollenden will. Glücklich 
die Völker, welche ſie begreifen und ihnen folgen! Wehe 


denen, welche ſie verkennen und 1 Sie machen es 
wie die Juden, ſie kreuzigen ihren Meſſias.“ 

Welch ein evelhaſter Vergleich! „ : 

Chriſtus und Cäſar! — Chriſtus hat ſtets erklärt, fein 
Reich wäre nicht von dieſer Welt! Er wollte nur geiftig 
wirken. Auf die irn jeder Menſchenbruſt wohnenden guten 
Eigenſchaften ſtützte er ſich und durch ſeine Lehre von der 
Liebe wollte er von Innen heraus die damalige barbariſche 
Welt beſſern. — Cäſar dagegen kam empor durch fein Spe- 
kuliren auf die Leidenſchaften und Laſter der Menſchen. Von 
früh an war er ein wilder Verſchwörer, wußte ſich aber 
ſtets geſchickt heraus zu ziehen, wenn ſeine Genoſſen unter⸗ 
lagen. Als er ſpäter größere Aemter erhielt, mißbrauchte er 
ſie zu ſeinen Zwecken. In Nichts ie als ein großer Räu⸗ 
ber, ſaugte er die ihm anvertrauten Provinzen aus, beſtach 
mit dem ſo erworbenen Gelde die ihm vom Staat anver⸗ 
trauten Soldaten und bekriegte und ermordete die Freunde 
des öffentlichen Rechtes und der Freiheit, bis er ſich zum 
einzigen Gewalthaber des Staates aufwerfen konnte. 

Nachdem er dies geworden war, was hat er . Ju zum 
Beſten der Menſchheit? Wurden die öffentlichen Zuftände 
Roms durch o elen. Im Gegentheil! Er ernährte 
den müßigen Pöbel Wan die unbeſchäftigte und auf Koſten 
des Staats lebende enge paßt nur dieſes Wort) Rom's, 
auf Unkoſten des ganzen Reiches, gab ihm prachtvolle Schau⸗ 
19190 und trieb Tauſende von friedlichen Bürgern aus ihrem 

eſitz, damit er ihre Ländereien an ſeine Söldner vertheilen 
konnte. Hierin gab er feinen Nachfolgern das böfefte Bei⸗ 
ſpiel und er war es daher, der die Herrſchaſt ſolch wahnſin⸗ 
niger Thoren wie Caligula und Heliogabal möglich machte. 
Denn die beſtochenen und noch beſchenkten Soldaten und den 
müßigen Pöbel Rom's kümmerte es wenig, ob das Reich zu 
Grunde ging, wenn jene nur Geld im Ueberfluß und dieſe 
Brod und Spiele auf Staatsunkoſten erhielten. 

Mit dieſen Mitteln wurde das römiſche Kaiſerthum er⸗ 
halten. In Paris verſucht man heute Aehnliches. 

Die Hauptſtadt Frankreichs iſt binnen wenigen Jahren 
völlig umgeſtaltet worden. Wer Paris vor zehn Jahren ge- 
ſehen, erkennt es heute nicht wieder. Eine neue Stadt iſt 
daraus geworden. Natürlich hat das Millionen und aber 
Millionen gekoſtet, die theils von der Stadt Paris, theils 
vom Staat durch Schuldenmachen aufgebracht worden find. 
Wenn das Brod theurer wurde, erhielten die Bäcker einen 
Zuſchuß, damit ſie es billiger als zum marktgängigen Preiſe 
liefern konnten. Die Mittel hierzu wurden abermals durch 
Schuldenmachen beſchafft. Alles das geſchah, um Paris, und 
namentlich um die Arbeiter zufrieden zu machen. Aber die 
heutigen Pariſer find beſſer als die Römer zu Cäſar s'Zeit. 
Sie ſind nicht zufrieden mit Arbeit, billigem Brot und ſchö⸗ 
nen Wohnungen auf allgemeine Unkoſten. Sie verlangen ihr 
Recht, freie Männer zu ein und wählen in den geſetzgeben⸗ 
den Körper nur Gegner des jetzigen Regimentes, deren einer, 
der Abgeordnete Picard, kürzlich den Muth hatte, auszuru⸗ 
fen: „der zweite Dezem ber!) iſt kein Tag der 
Geſchichte, er iſt der a Verbrechens.“ 

Dieſen 1 wird die Geſchichte aufbewahren und 
er wird unvertilgbar fortleben im Gedächtniß der Menſchen, 
denn die Weltgeſchichte iſt das Weltgericht. 

) Am 2. Dezember 1851 trieb L. Napoleon bekanntlich die 
National⸗Verſammlung auseinander und machte ſich nach bluti⸗ 
em 1 in den Straßen von Paris zum Alleinherrſcher von 
ra A 


gendes, die Verhandlung und Abſtimmung über die Vorlage 
der Regierung, wegen Erweiterung der preußiſchen Bank über 
die Grenzen unſeres Staates betreffend: „Nach dem Ver⸗ 
lauf der Verhandlungen mußte Jedermann glauben, daß die 
Vorlage der Regierung unbedingt zur Annahme gelangen | ge 
werde. Aber die Abſtimmung täuſchte alle Erwartungen und M 
ergab eine vollſtändige Verwirru 
uerſt über den Zuſatz⸗Antrag von 


Seeprechſaa n. 
Wir erhalten folgende Zuſchrift: 

Herr Redakteur! 
Tri dor. Movörnzalt-Scyrceſpodoenz leeſc Hy So ven Vl 


gelis abſtimmen, doch 


miffionsantrag oder zum Regierungsantrag werden ſollte. 
Zunächſt wurde nun zu großer Ueberraſchung der Zuſatz⸗ 
Antrag angenommen, als es ſich aber dann darum handelte, 
ob derſelbe mit dem Antrage der Kommiſſion oder dem der 
Regierung vereinigt werden ſollte, wurde Beides e 
fo daß die vorherige Annahme gar keinen Sinn hat.“ Meiner- 
ſeits bin ich nun zwar überzeugt, daß jedes Ding ſeine Gren⸗ 
zen haben muß. Deshalb iſt es mir von jeher ſehr bedenk⸗ 
lich geweſen, daß die Bank ſo viel Papiergeld machen kann, 
als ſie will und daß unſer Staat für daſſelbe einzuſtehen 
und dieſes W ee in allen Kaſſen anzunehmen ver⸗ 
ae ift. Aus dieſem Grunde war ich ſehr eingenommen 
ür den Zuſatzantrag, welcher dem Papiergeldmachen eine 
Grenze ſtecken und nachdem dies geſchehen, die Ausdehnung 
der Bank über Preußen hinaus geſtatten wollte. Auch mir 
ſind daher die Beweggründe unverſtändlich, welche die Mehr⸗ 
Ki des Hauſes veranlaßt haben, trotzdem, daß ſie dieſen 
uſatzantrag durchgebracht hatte, gegen das ganze Geſetz zu 
ſtimmen. Natürlich mache ich i 
zial⸗Korreſpondenz und halte deshalb, weil ich die Sache nicht 
verſtehe, das Verfahren des Abgeordnetenhauſes für unſinnig. 
ch weiß ſehr wohl, daß die Mehrheit des Hauſes aus 
Männern beſteht, welche ſich ihres Thuns wohl bewußt ſind. 
Weil ich aber glaube, daß es noch mehr Leute außer mir 
giebt, die über die Abſichten des Hauſes in dieſer Frage nicht 
anz klar ſehen, ſo bitte ich Sie, die in Rede ſtehende Ab⸗ 
immung, wenn auch nur kurz, in Ihrem geſchätzten Blatte 


b en. 
zu beſprech Hochachtungsvoll Ihr J. 


L. in der Provinz Preußen. 


Wir erwidern unſerem geehrten Korreſpondenten, daß die 
Abſtimmung des Abgeordnetenhauſes über die Bankvorlage 
vollſtändig klar und verſtändlich iſt. Daß die Provinzial. 
Korreſpondenz dieſelbe nicht zu verſtehen vorgiebt, finden wir 
begreiflich, da ſie ja eigends dazu da iſt, um das Land über 
die Abſichten ſeiner Vertreter irre zu führen und dadurch wo⸗ 
möglich von ihnen abwendig zu machen. Um aber ſolche 
Leute, welche dieſe Abſtimmung nicht verſtehen, und den guten 
Willen haben, ſie verſtehen zu lernen, aufzuklären, gehen wir 
kurz auf die Geſchichte der Vorlage wegen Erweiterung der 
Bankordnung ein. 

Der Antrag der Regierung, die beſtehende Bankordnung 
zu erweitern und der preußiſchen Bank zu geſtatten, ihre 
Geſchäfte auch über Preußen hinaus auf wichtige deutſche 
Handelsplätze auszudehnen, hat im Abgeordnetenhauſe eine 
durchaus ſachliche und von jeder r e abſehende 
Behandlung erfahren. Den Beweis für dieſe Behauptung 
liefert die Provinzial⸗Korreſpondenz dadurch ſelbſt, daß fie 


0 Gegner der Vorlage in das Gefecht führten, waren 
ie ante: rer hebe Kleibv.euf- vo rv elf fu Nam ont | Ste nie, er denen die 1 und ihre Freunde ar 


es nicht ſo wie die Provin⸗ 


die Reden der zur Fortſchrittspartef gehörigen Abgeord 
welche für die Vorlage geſtimmt heben, tie a he 
Die Frage wurde von den beiden großen liberalen Parteien, 
welche die Mehrheit des Hauſes bilden, als eine offene be⸗ 
gebenden Ensch roßze el x f hat den ent⸗ 
eidenden Entſchluß erſt nach Anhörung der über di 
haltenen Reden gefaßt. e e l 


x 


anführt. 


Sonſt pflegen es ja die feudalen 


lätter immer zu beklagen, daß die Fragen eigentlich gar 
nicht in der Kammer, ſondern in den außerhalb 4 
17 Parteiverſammlungen entſchieden würden. Dieſes 
2 2 a a 
Mic Der Präſident ließ folgte Entscheidung herbeigeführt. 
i 


derſelben 


die Sache anders. Die Debatte allein hat die er⸗ 
Die Gründe, 1 die 
ſtärker 


zutreten vermochten. 


Was nun die Annahme des Verbeſſerungsantrages u 
die ſpäter erfolgende Verwerfung des ganzen Geſetzentwurf 
angeht, ſo hat die Mehrheit des Abgeordnetenhauſes au 
hierin ganz folgerichtig gehandelt. Der Vorſchlag war ei 
gebracht worden von den Abgeordneten Michaelis, Fauch 
und von Hennig, welche durch ihre Reden ſich offen als er 
ſchiedene Ge ner der ganzen Vorlage erklärt hatten. De 
halb hatten ſie ihren Verbeſſerungsvorſchlag auch nur fi 
den Fall der Annahme des Geſetzes eingebrach 
Außerdem hatte die Regierung ausdrücklich erklärt, daß 
dieſem Abänderungsvorſchlag nicht beitreten wolle und ſei 
Annahme von ihr einer Verwerfung des Geſetzes gleich g 
achtet werden würde. 


Die Sache lag alſo ganz klar. Jeder Abgeordnete, welcher! 
unbeſchränkte Erweiterung der Befugniſſe der Bank woll 
mußte gegen den Vorſchlag der Herren Michaelis, Fauche 
von Hennig ſtimmen. Mit dieſer verneinenden Abſtimmung e 
klärte er ſich zugleich bejahend für die Vorlage der Regierun 
Demgemäß haben auch alle Freunde der Erweiterung d 
Ban gehandelt, und es iſt daher eine offenbare Lächerlichke 
wenn die Provinzial⸗Korreſpondenz verlangt: „es hätte no 
ein Mal über die einfache Regierungsvorlage abgeſtim 
werden ſollen.“ Es war ja bereits durch Abſtimmung fe 
geftellt, daß die Anhänger dieſes Projektes in der Minderh 
waren. Daß aber bei der Schlußabſtimmung über das Gar 
dieſes verworfen wurde, war eben fo natürlich. Die Regieru 
hatte ja ausdrücklich erklärt, daß ſie dem ſo abgeändert 
Geſetze ihre Zuſtimmung verſagen werde, es war alſo ni 
die geringſte Ausſicht für das Inslebentreten dieſes Entwur 
mehr 1 Nahm das Abgeordnetenhaus den von ihm g 
änderten Entwurf an, ſo ging er an das Herrenhaus, dort wur 
wahrſcheinlich der Zuſatz des Abgeordnetenhauſes geſtriche 
und letzteres war gezwungen, denſelben Entwurf, den es ſch 
einmal Ae e hatte, nochmals zu berathen und zu v 
werfen. Da alſo an ein Zuſtandekommen des Geſetzes ni 
zu denken war, fo hatte die Zuſtimmung zu dem Verbef 
rungsantrag allerdings nur die Bedeutung, der Regieru 

egenüber die Bedingung feſtzuſtellen, unter welcher d 
Abgeordnetenhaus geneigt iſt eine Erweiterung der Bank 
geſtatten. 

Wir glauben daher, daß die Mehrheit des Abgeordnete 
hauſes auch in dieſer Frage vollſtändig vernünftig und folg 
richtig gehandelt hat. Daß eine Erweiterung der Bank ! 
Aufrechterhaltung ihres Privilegiums, fo viel Papiergeld aı 
zugeben, als fie will, mit den größten Gefahren verknün 
geweſen wäre, haben Sie ſelbſt ſchon erkannt und deshe 
gehen wir hierauf nicht weiter ein. 
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